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Sachverha].t u.nd AntrAge 

Am 2. Oktober 1990 legte die Firma Lithorex S.A., 

9440 Ereinbodegem, Belgien (Einsprechende), unter 

gleichzeitiger Bezahiung der Beschwerdegebühr Beschwerde 

ein gegen die Entscheidung der Einspruchsabteilung vom 

- 	 29. August 1990, weiche nach Regel 69 (2) EPU ergangen 

war und mit der der Ant rag auf Anerkennung der 

rechtzeitigen zahiung der Einspruchsgebühr zurQckgewiesen 

wurde und festgestellt wurde, der Einspruch gelte wegen 

versp&teter Zahiung der Einspruchsgebühr als nicht 

eingegangen. 

Am 24. Oktober 1990 wurde die vom 19. Oktober 1990 

datierende BeschwerdebegrUndung eingereicht. Darin 

bestreitet die Beschwerdeführerin, daf die Zahiung 

verspatet erfolgt sei und vertritt die Auffassung, es sei 

auf den Zeitpunkt der Einzahlung beim Postamt in 

Frankfurt, weiche am letzten Tag der Frist, dem 

12. April 1990, erfolgte, abzustellen und nicht auf den 

Tag, an dem der Betrag dem Postgirokonto des EPA 

gutgeschrieben worden sei, d. h. den 18. April 1990. 

Die Beschwerdegegnerin (Patentinhaberin) Augerte sich mit 

Schriftsatz vom 4. Màrz 1991, eingegangen am 

20. Marz 1991, bestritt die Vorbringen der Beschwerde-

führerin, nicht jedoch jene betref fend die Einzahlung und 

Gutschrift des fraglichen Betrags, und hielt fest, es 

konune auf den Eingang der Zahiung beim EPA an. Sie 

beantragte sinngeinàE die ZurUckweisung der Beschwerde. 

Mit Bescheid vom 20. Juli L992 wies die Beschwerdekainmer 

auf die Rechtslage hin urid forderte die Beschwerde-

führerin zur Zahlung einer Zuschlagszahlung von 10 % der 

Einspruchsgebühr innerhaib von 2 Monaten gem&Z Artikel 8 

(3) b), Artikel 8 (4) GebO zum Zwecke der Fristwahrung 

auf. 
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Mit Brief vom 27. Juli 1992, eingegangen am 

28. Juli 1992, reichte die BeschwerdefUhrerin einen 

Scheck Uber den Betrag von DEN 70,- em, weicher Betrag 

ihr vom EPA per 28. Juli 1992 gutgeschrieben wurde. 

Am 29. Juli 1993 ging ein mit dem 28. Juli 1993 datierter 

- 	 Schriftsatz der Patentinhaberin em, worin sie sich nicht 

zur vorliegenden Beschwerde, sondern zu weiteren Fragen 

im Zusaxnmenhang mit dem Einspruch äufert. 

Ent scheidungagründe 

Die. Beschwerde entspricht den Artikeln 106 bis 108 und 

Regel 64 EPU und ist daher zulassig. 

Vorliegendenfalls geht es urn die Rechtzeitigkeit der 

Zahiung der Einspruchsgebuhr, die von der Einsprechenden 

vor Ende der am 12. April 1990 abgelaufenen Einspruchs-

frist zu entrichten war, was gemdZ Artikel 99 (1) EPU 

Voraussetzung der Rechtshangigkeit des Einspruchs bildet. 

Die Einzahlung der Einspruchsgebuhr auf ein Postaint in 

Frankfurt erfolgte unbestrittenermaien am letzten Tag der 

Einspruchsfrist, d. h. am 12. April 1990 und die 

Gutschrift der Zahlung auf dem Postgirokonto des EPA 

rfo1gte ebenso unbestrittenerrnaien erst am 

18. April 1990. 

Der rnai!gebende Zahlungstag bestirmnt sich nach den auf den 

Falligkeitstag, d. h. dem 12. April 1990, anwendbaren 

Bestirnmungen der Gebuhrenordnung zuin EPU. 

Gemag Artikel 2, Nr. 3 in Verbindung mit Artikel 3 des 

Beschlusses des Verwaltungsrats der Europischen 

Patentorganisation vom 7. Dezeinber 1990 zur Neufest-

setzung der Gebühren urid zur Anderung der GebUhrenordriung 
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(AB1. EPA 1991, 11) 1st der neue Artikel 8 der 

Gebuhrenordriung in alien Fallen anzuwenden, in denen die 

Feststellung eines Rechtsverlustes un Zeitpunkt des 

Inkrafttretens dieses Beschlusses, d. h am 

3. Januar 1991, noch nicht rechtskraftig geworden ist. 

— 	 Da die Einiegung der Beschwerde gem&g Artikel 106 (1) 

Satz 1 EPU aufschiebende Wirkung hat, ist in der 

vorliegenden Beschwerdesache die Feststellung des Rechts-

verlusts noch nicht rechtskraftig geworden, so dag der 

neue Artikel 8 der Gebuhrenordnung Anwendung findet. 

• Artikel 8 (1) der GebUhrenordnung bestiinmt in seiner 

neuen Fassung, dag der Tag, an dent der eingezahlte Betrag 

tatsàchiich auf einem Konto des Aintes gutgeschrieben 

wird, als der Tag des Eingangs der Zahiung gilt. Absatz 3 

des Artikels 8 der Gebuhrenordrxung enthalt die Regelung, 

dag die Frist für die Zahlung einer Gebuhr als 

eingehalten gilt, auch wenxi die GebUhr erst nach Ablauf 

der Zahlungsfrist eingegangen.ist, falls folgende 

Voraussetzungen erfullt sind: 

der Einzahler mug dent Ant den Nachweis erbringen, da 

er innerhalb der Frist, in der die Zahlung hätte 

erfolgen müssen, diese in einein Vertragsstaat, z. B. 

durch Einzahli.mg des Betrags auf ein Postgirokonto 

des Axntes, veranlait hat; 

der Einzahier mug eine zuschlagsgebuhr inder HOhe 

von 10 % der betreffenden Gebühr entrichten, sofern 

er die Zahiung nicht schon zehn Tage vor Ablauf der 

Frist veranlaft hat. 

5. 	Beide Voraussetzungen sind hier erfUllt. Die Veranlassung 

der Zahiung der Einspruchsgebühr am letzten Tag der 

Einspruchsfrist 1st unbestritten. Auch ging die 
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Zuschlagsgebuhr von DEN 70,- innerhalb der von der Kaxnrner 

nach Artikel 8 (4) GebO gesetzten Frist em. 

Es ist anzufUgen, dai. die Zuschlagsgebuhr nach Artikel 8 

(3) b) GebO 10 % der Einspruchsgebuhr betrgt. Da die 

Einspruchsgebuhr des am 12. April 1990 eingereichten 

- 	 Einspruchs DEN 560,- betrug (vgl. Art. 2 des Beschlusses 

des Präsidenten des EPA betref fend die Neufestsetzung der 

Gebuhren, abgedruckt in der Beilage vom AB1. EPA 3/1990 

vom 12.3.1990, Uber die Festsetzung der ab 22. Mãrz 1990 

geltenden Gebuhren), belief sich die notwendige 

Zuschlagszahlung somit auf DEN 56,-, womit ein Differenz-

betrag von DEN 14,- vorliegt. Diese Summe stelit einen 

Bagateilbetrag im Sinne von Artikel 10 C) GebO und 

Artikel 2 des Beschlusses des Präsidenten des EPA vom 

10. Dezeinber 1990 (AB1. EPA 1990, Beilage zu Nr. 12) dar, 

der, da kein ausdrücklicher Ruckerstattungsantrag 

vorliegt, nach Artikel 10 C) GebO nicht zuruckzuerstatten 

ist. 

Damit gilt die Einspruchsfrist betreff end die Zahiurig der 

EinspruchsgebUhr als eingehalten. 

Auf den Schriftsatz der Patentinhaberin vom 28. Juli 1993 

ist hier nicht einzugehen, da er sich auf nicht mit der 

vorliegenden Beschwerde zusaxnmenhänge Fragen bezieht. 

1143.D 	 . . .1... 



-5- 	 T 0842/90 
p 

Entscheidungsforinel 

Aus diesen Grunden wird entachieden: 

1. 	Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

- 2. 	Die Sache wird zür weiterfUhrung des Einspruchsverfahrens 

an die Vorinstanz zuruckverwiesen. 

Der Geschãftsstellenbeainte: 	 Der Vorsitzende: 

L.. 

S. Fabiani 
	

F.uinbel 
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